
Trumps Anwälte
fürchten Lügen

Washington. Die Aussicht auf eine
Befragung von US-Präsident Do-
nald Trump durch den Sonderer-
mittler Robert Mueller sorgt offen-
bar für größte Nervosität unter
Trumps Anwälten: Sie wollen den
Präsidenten unbedingt von seinem
Vorhaben abbringen, dem Ermitt-
ler zur Russland-Affäre Rede und
Antwort zu stehen, wie die „New
York Times“ berichtete. Die Anwäl-
te zweifeln demnach an Trumps Fä-
higkeit, bei der Wahrheit zu blei-
ben, und fürchten eine Anklage we-
gen Falschaussage. Trump selbst
ließ bislang keinen Zweifel daran,
dass er sich einen überzeugenden
Auftritt vor dem Sonderermittler
zutraut. „Ich freue mich darauf“,
sagte er im Januar. Trump bot sogar
von sich aus an, unter Eid auszusa-
gen. afp

Fast 25000 neue
SPD-Mitglieder

Berlin. Die SPD hat vor der geplan-
ten Abstimmung ihrer Basis über
einen Koalitionsvertrag mit der
Union seit Jahresbeginn insgesamt
24339 Neumitglieder gewonnen.
Damit dürfen nun 463723 Sozial-
demokraten darüber entscheiden,
ob eine neue große Koalition zu-
stande kommt, wie SPD-Generalse-
kretär Lars Klingbeil gestern Abend
twitterte. Stimmberechtigt ist, wer
bis Dienstag, 18.00 Uhr, im Mitglie-
derverzeichnis stand. „Wahnsinn!“,
schrieb Klingbeil. „Ich freue mich,
dass ihr alle dabei seid!“ Die Jusos
hatten zum Beitritt und Votum ge-
gen die Groko aufgerufen. dpa
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Hauptverdächtiger
erschossen

Nablus. Nach vierwöchiger Fahn-
dung haben israelische Sicherheits-
kräfte den Hauptverdächtigen des
tödlichen Attentats auf den Rabbi-
ner Rasiel Schevah erschossen. Der
Palästinenser Ahmad Dscharrar
wurde von Polizei, Armee und Ge-
heimdienst in seinem Versteck ge-
stellt und getötet, wie Israels Behör-
den mitteilten. Wenige Stunden zu-
vor war ein weiterer jüdischer Sied-
ler getötet worden. Israels Regie-
rung drohte dem flüchtigen Täter
mit aller Härte. Dscharrar war be-
reits der dritte Palästinenser, der im
Zuge der Fahndung nach den Sche-
vah-Attentätern getötet wurde. afp

Gut versorgt in den „Ruhestand“
Politische Beamte Voraussetzung wäre eigentlich verloren gegangenes Vertrauen – Unterschiedliche Handhabung

Der Fall der Frankfurter CDU-
Kandidatin zur Oberbürgermeis-
terwahl, Bernadette Weyland,
rückt die Gepflogenheiten beim
Umgang mit politischen Beam-
ten in den Fokus. Es geht durch-
aus anders als in Hessen.

VON INGA JANOVIC

In regelmäßigen Abständen und in
nahezu allen Bundesländern eben-
so wie im Bund flammt die Diskus-
sion über die allzu großzügige Ver-
abschiedung von Staatssekretären
oder Ministerialbeamten wieder
auf. Selbst Bundeskanzlerin Angela
Merkel nahm daran schon Anstoß.
2005 war eines ihrer Wahlverspre-
chen, die Pensionsansprüche der
Minister und Staatssekretäre zu
kappen.
Durchgesetzt hat sie das nicht,

und für Hessen gilt, was die Wies-
badener Staatskanzlei jetzt erneut
zur Verteidigung der Frankfurter
CDU-Kandidatin Bernadette Wey-
land vorbrachte: Die Versetzung
politischer Beamter in den einst-
weiligen Ruhestand ist „übliche
Praxis“. Über die seit Jahrzehnten
gestritten wird: 1995 etwa sorgte
der Fall des Marburgers Johannes
Schädler für Aufruhr. Er war 38
Jahre alt und vier Monate als Staats-
sekretär im Familienministerium
tätig, als man ihn in den Ruhestand
mit der lebenslangen Pension ab-
schob.

Nur engste Berater
Das bedeutet allerdings nicht, dass
in Wiesbaden alleweil Mitarbeiter
auf diese Weise versorgt werden. In
der Amtszeit von Ministerpräsident
Volker Bouffier waren es bislang
drei. Der Kreis derer, auf die der Pa-
ragraf 30 des Beamtenstatusgesetzes
zutrifft, ist ein kleiner. 23 politische
Beamte gibt es in Hessen: elf Staats-
sekretäre, drei Regierungspräsiden-
ten, der Landespolizeipräsident, die
Polizeipräsidenten und der Chef
des Landesverfassungsschutzes. Un-
ter Landesvater Hans Eichel (SPD)
waren es noch doppelt so viele Spe-
zialbeamte. Doch das Bundesverfas-
sungsgericht legte inzwischen fest,
dass nur die engsten Berater der
Träger politischer Ämter, also der
Minister und Ministerpräsidenten,
zu politischen Beamten erhoben
werden dürfen.
Eine von ihnen war Bernadette
Weyland, die seit 2014 als Staatsse-

kretärin im Finanzministerium tä-
tig war und zum September in den
einstweiligen Ruhestand versetzt
wurde, als sie in den Wahlkampf
um das Oberbürgermeisteramt ein-
trat. Ihre Besoldung von rund
10000 Euro erhielt sie für weitere
drei Monate in voller Höhe, seit-
dem werden ihr 75 Prozent davon
ausgezahlt. Nach drei Jahren redu-
ziert sich diese Summe auf etwa ein
Drittel der ursprünglichen Besol-
dung, bezahlt wird diese Pension
dann bis zum Lebensende. So lange
der Wahlkampf läuft, spendet Wey-
land ihr Übergangsgeld an den Ver-
ein „Hilfe für krebskranke Kinder“.

Vorwurf der Untreue
Trotzdem alles rechtswidrig, nie-
mals hätte die Frau so aus dem Amt
versetzt werden dürfen, wetterten
kürzlich die renommierten Verwal-
tungsrechtler Professor Ulrich Bat-
tis und Professor Hans Herbert von
Arnim. Ihr Argument, dem sich
nach Recherchen dieser Zeitung
die meisten Juristen anschließen:
Grundsätzlich sei es zwar richtig,
dass der Ministerpräsident die poli-
tischen Beamten jederzeit und oh-
ne Angabe von Gründen in den
Ruhestand versetzen kann. Dieses
Risiko werde aber einerseits zu
hoch vergütet, und so willkürlich
wie im aktuellen Fall gehe es kei-
nesfalls. Nur wenn das Vertrauens-
verhältnis zwischen dem Staatsse-
kretär und seinem Dienstherren ge-
stört sei, dürfe man diesen in den
einstweiligen Ruhestand versetzen.
Nicht, weil dieser nun eine neue
Aufgabe anstrebe.
Juristisch betrachtet könnte es

unter anderem um den Vorwurf
der Untreue gehen, doch bislang
gibt keinen Kläger, der dem nach-
gehen will. Juristen sehen da auch
wenig Aussicht auf Erfolg: Da der
Ministerpräsident die Versetzung
ohne Angabe von Gründen vorneh-
men könne, sei kaum nachweisbar,
welche Motive tatsächlich dahinter
standen.
Auch die Wiesbadener Staats-

kanzlei beruft sich darauf, dass eine
Begründung nicht ausgesprochen
oder gar öffentlich gemacht werden
muss. Regierungssprecher Michael
Bußer weist lediglich darauf hin,
dass ein Staatssekretär allein die In-
teressen der Landesregierung zu
vertreten habe. Danach schweigt er,
aber er dementiert auch nicht, dass
man einen Interessenkonflikt darin

sehen könnte, dass Weyland in ih-
rem Wiesbadener Amt für die
Kommunalfinanzen zuständig war.
Nun will sie sich ganz für Frankfurt
einsetzen – für die Stadt, die be-
kanntlich gegen das Land klagt,
weil sie die Neuregelung des kom-
munalen Finanzausgleiches Millio-
nen gekostet hat.
Gerichtlich überprüfen wird das

wohl nie jemand. In Koblenz könn-
te das anders laufen. Dort hat der
Rechtsanwalt Thomas Giesen in ei-
nem ähnlichen Fall eine Strafanzei-
ge gestellt. Der Jurist ist Kenner des
Beamtenrechts, war für gut zehn
Jahre Datenschutzbeauftragter des
Landes Sachsen. Jetzt hat sich der
71-Jährige über den Fall des noch
amtierenden Koblenzer Oberbür-
germeisters Jochen Hofmann-Göt-
tig (SPD) so empört, dass er Straf-
anzeige wegen des Tatbestandes der
Veruntreuung erstattete. „Das geht
mir doch zu weit“, sagte der An-
walt. So weit bislang bekannt ist,

wurde der SPD-Politiker Hofmann-
Götting, der Ende April aus dem
Amt scheidet, von der damaligen
Regierung unter Ministerpräsident
Kurt Beck (SPD) genau einen Tag
vor seinem Amtsantritt im Koblen-
zer Rathaus in den einstweiligen
Ruhestand versetzt. Zuvor war er
viele Jahre Kulturstaatssekretär.
Damit er in seinem neuen Amt

nicht schlechter dastünde als zuvor,
vorsorgte man Hofmann-Göttig so,
dass er jeden Monat zum OB-Ge-
halt auch noch 1500 Euro Pension
kassieren konnte. Giesen glaubt
nicht daran, dass ausgerechnet am
Tag vor der Wahl das Vertrauen
zwischen Minister und Staatssekre-
tär zerbrach.
Allerdings hat er auch wenig

Hoffnung auf den Erfolg seiner An-
zeige. Der Bund der Steuerzahler in
Hessen glaubt ebenfalls nicht an
den Rechtsweg, um der von ihm als
verschwenderisch gerügten Praxis
beizukommen. „Wir hoffen, dass

die öffentliche Diskussion dazu bei-
trägt, einen Systemwechsel herbei-
zuführen“, sagt Clemens Knobloch,
Leiter der Haushaltsabteilung des
hessischen Steuerzahlerbundes. Der
Gesetzgeber müsse die gesetzlichen
Regelungen zumindest präzisieren,
um so unklare Fälle wie den der
Frankfurter OB-Kandidatin zu ver-
hindern, fordert Knobloch. Staats-
sekretäre und Co. sollten gut ent-
lohnt und ihr Risiko finanziell ab-
gesichert werden. Den Status des
politischen Beamten brauche es da-
für aber nicht.

Schlechtes Beispiel
In eine ähnliche Richtung argu-
mentiert der sächsische Landes-
rechnungshof, der sich anders als
der hessische kürzlich mit den Kos-
ten für politische Beamte beschäf-
tigt hat. Die Rechnungsprüfer spre-
chen klare Urteile: Erstens habe
Sachsen zu viele politische Beamte,
im Jahr 2015 waren es 34 – dabei

hat das Bundesland zwei Millionen
Einwohner weniger als Hessen –,
zudem werde das Instrument der
Ruhestandsversetzung viel zu oft
angewandt. Nicht selten warteten
die plötzlichen Ruheständler dann
mit höheren Pensionsansprüchen
auf als der Ministerpräsident selbst.
Der Landesrechnungshof mahnt,
das Wort „einstweilig“ nicht ein-
fach zu übergehen und stattdessen
regelmäßig zu prüfen, „ob politi-
sche Beamte im einstweiligen Ru-
hestand amtsangemessen wieder-
verwendet werden können“, heißt
es in dem Bericht aus dem Jahr
2017.
Und er lenkt den Blick nach Bay-
ern. „Im Freistaat Bayern sind die
Staatssekretäre Mitglieder der
Staatsregierung und stehen wie Mi-
nister in einem öffentlich-rechtli-
chen Amtsverhältnis. Eine lebens-
lange Dauerversorgung wie bei po-
litischen Beamten gibt es für diesen
Personenkreis nicht.“

Ministerpräsident Volker Bouffier und die Frankfurter CDU-OB-Kandidatin Bernadette Weyland am 26. September 2017. Etwa zur gleichen Zeit verlor man in
Wiesbaden offiziell das Vertrauen in Weyland, die bis zu dem Zeitpunkt Finanzstaatssekretärin war. Foto: Bernd Kammerer

„Das Vorgehen im Fall Weyland war rechtswidrig“
Interview Positionen für politische Beamte dienen der Versorgung von Parteifreunden, sagt Joachim Wieland

Mit dem Staatsrechtler Joachim
Wieland sprach unser Reporter
Dieter Hintermeier über die
Frankfurter OB-Kandidatin, Ber-
nadette Weyland, die Aufgaben
von politischen Beamten und de-
ren Loyalitätskonflikte.

Herr Wieland, die Frankfurter OB-
Kandidatin und ehemalige Staatsse-
kretärin im hessischen Finanzministe-
rium, Bernadette Weyland (CDU),
wurde vom Kabinett in den einstweili-
ger Ruhestand versetzt, obwohl es kei-
nen Dissens mit „ihrem“ Minister
Thomas Schäfer gab.Wie ist dieses Vor-
gehen einzuschätzen?

JOACHIM WIELAND: Das Vorge-
hen im Falle von Frau Weyland war
rechtswidrig, weil sie in den einst-
weiligen Ruhestand versetzt wor-
den ist, ohne dass ein Loyalitäts-
konflikt vorlag. Auch wenn das Ka-
binett der Versetzung von Weyland
in den Ruhestand zugestimmt hat,
ändert das nichts an der rechtlichen
Bewertung des Falles.

Frau Weyland hat ihre Bezüge, die sie
während des Wahlkampfes bezogen
hat, an eine karitative Organisation
gespendet. Ändert das etwas?

WIELAND: Nein, diese „Spende“
ändert an der Bewertung nichts.

In Hessen ist auch der Präsident des
Verfassungsschutzes ein politischer Be-
amter. Passt das?

WIELAND: Der Präsident des Ver-
fassungsschutzes ist schon Beamter
und dazu verpflichtet, loyal gegen-
über der Verfassung und dem Staat,
zu sein. Das müsste ausreichen. Wa-
rum er darüber hinaus in Hessen

noch als politischer Beamter einem
Minister unterstellt ist, erschließt
sich mir nicht.

Warum kommen eigentlich politische
Beamte zum „Einsatz“?

WIELAND: Politische Beamte stel-
len in Leitungspositionen, vor al-
lem in einem Ministerium sicher,
dass der politische Wille des Minis-
ters in der Ministerialverwaltung
durchgesetzt wird. Sie wirken so als
Scharniere zwischen Politik und
Verwaltung.

In welchen „Abhängigkeiten“ stehen
diese?

WIELAND: Politische Beamte ste-
hen in einem besonderen Loyali-
tätsverhältnis zu dem politischen
Amtsträger, dessen Willen sie um-
setzen sollen. Politische Überein-
stimmung mit dem Minister ist Vo-
raussetzung für die erfolgreiche
Wahrnehmung ihres Amtes. Eine
Entlassung aus dem Amt kommt
nur auf eigenen Antrag oder bei ei-

nem schweren Dienstvergehen in
Betracht.

Politische Beamte haben ein hohes
Job-risiko.Wie sind sie abgesichert?

WIELAND: Bei Loyalitätskonflik-
ten können politische Beamte je-
derzeit in den einstweiligen Ruhe-
stand versetzt werden, obwohl sie
regelmäßig Beamte auf Lebenszeit
sind. Je nach bereits absolvierter
Dienstzeit erhalten sie für 6 bis 36
Monate ein Übergangsgeld von
71,75 Prozent ihrer Dienstbezüge,
anschließend niedrigere Ruhe-
standsbezüge.

Was passiert mit diesen Beamten,
wenn deren Vorgesetzte „gehen“?

WIELAND: Wenn der Minister aus
dem Amt ausscheidet, entscheidet
sein Nachfolger darüber, ob er wei-
ter mit einem politischen Beamten
zusammenarbeiten will oder ob er
ihn wegen Loyalitätsproblemen in
den einstweiligen Ruhestand ver-
setzt.

Kann ein solcher Beamter freiwillig
aus den Dienst ausscheiden?

WIELAND: Ein politischer Beam-
ter kann auch auf eigenen Antrag
aus dem Beamtendienst ausschei-
den. Dann erhält er allerdings we-
der Übergangsgeld noch Ruhe-
standsbezüge, wird aber in der ge-
setzlichen Rentenversicherung
nachversichert.

Welche Optionen hat ein politischer
Beamter, wenn er beispielsweise in ei-
nen OB-Wahlkampf ziehen will?

WIELAND: Ein politischer Beam-
ter kann für einen Wahlkampf Son-
derurlaub ohne Besoldung erhal-
ten, für begrenzte Zeit kann ein sol-
cher Urlaub auch für die Zeit einer
Tätigkeit außerhalb des öffentli-
chen Dienstes gewährt werden,
wenn diese Tätigkeit im öffentli-
chen Interesse liegt.

Vor diesem Hintergrund drängt sich
die Frage auf, ob diese Beamten noch
zeitgemäß sind?

WIELAND: Für den Status des po-
litischen Beamten spricht, dass die
Durchsetzung des demokratisch le-
gitimierten Willens eines Ministers
in die Ministerialverwaltung er-
leichtert wird. Das gilt besonders
für einen Regierungswechsel nach
einer langen Regierungszeit einer
anderen Partei. Dagegen spricht,
dass alle Beamten zur Loyalität ge-
genüber ihrem Dienstherrn ver-
pflichtet sind und dass als politi-
sche Beamte häufig Parteifreunde
versorgt werden.

Gibt es ähnliche gelagerte Fälle, wie
den in Frankfurt?

WIELAND: Es kommt immer wie-
der vor, dass politische Beamte oh-
ne Störung des Loyalitätsverhältnis-
ses in den einstweiligen Ruhestand
versetzt werden. Falsch verstandene
„Loyalität“ gegenüber Parteifreun-
den wird höher gewertet als die
Bindung an das Recht, zumal nie-
mand klagen kann.

Staatsrechtler
Joachim Wieland
lehrt an der Uni
Speyer und ist
Mitglied des Ver-
fassungsgerichts-
hofs Nordrhein-
Westfalen.

Erdogan an USA:
„Los, zieht ab“

Istanbul. Der türkische Staatspräsi-
dent Recep Tayyip Erdogan hat den
Abzug von US-Truppen aus der von
der Kurdenmiliz YPG kontrollier-
ten syrischen Stadt Manbidsch ge-
fordert. Die USA habe der Türkei
zugesichert, die Stadt zu verlassen,
sagte Erdogan vor seiner Regie-
rungspartei AKP. „Sie haben gesagt,
sie werden nicht in Manbidsch
bleiben. Also, warum bleibt ihr?
Los, zieht ab“, sagte er. Die USA ist
mit der kurdischen Miliz YPG im
Kampf gegen den IS verbündet und
hat Ausbilder in Manbidsch statio-
niert. Die Türkei sieht die YPG als
Ableger der verbotenen kurdischen
Arbeiterpartei PKK und als Terror-
organisation. dpa

Nationalisten wittern ihre Chance
Korsika Präsident Macron besucht erstmals die Mittelmeerinsel – Sprache neben dem Französischen anerkennen

Mit mehreren Wahlerfolgen im
Rücken pochen korsische Natio-
nalisten auf mehr Eigenständig-
keit für die Insel. Doch in Frank-
reich gibt es Sorgen vor einem
„katalonischen Szenario“.

VON SEBASTIAN KUNIGKEIT (DPA)

Ajaccio. Das Datum steht für die
Schatten der Vergangenheit. Auf
den Tag genau 20 Jahre nach der
Ermordung des französischen Prä-
fekten Claude Érignac weihte Präsi-
dent Emmanuel Macron in der In-
selhauptstadt Ajaccio einen Platz
ein, der den Namen des Spitzenbe-
amten trägt. Eine Erinnerung an
die Jahrzehnte, in denen militante
korsische Nationalisten mit Gewalt
eine Unabhängigkeit der Mittel-

meerinsel erzwingen wollten. Und
daran, dass das Verhältnis zwischen
dem französischen Zentralstaat
und Korsika bis heute schwierig ist.

Seine Fahne
So blieb der Präsident des Regio-
nalparlaments, Jean-Guy Talamoni,
der Gedenkfeier fern. Zur Frage, ob
bei seinem für Dienstagabend an-
gesetzten Treffen mit Macron denn
eine französische Fahne aufgestellt
wird, hatte er zuvor gesagt: „Wenn
wir den Präsidenten einer anderen
Republik empfangen würden, wäre
auch seine Fahne da.“
Macrons zweitägiger Besuch auf

Korsika sei eine der sensibelsten
Reisen seit seinem Amtsantritt, zi-
tierte die Zeitung „Le Figaro“ einen
Vertrauten des Präsidenten. Grund

ist eine politische Plattenverschie-
bung auf der Insel, wo Rufe nach
mehr Eigenständigkeit wieder lau-
ter geworden sind. Die Untergrund-
bewegung FLNC hatte 2014 die
Waffen niedergelegt, zeitgleich ge-
wannen gemäßigte Nationalisten
an Bedeutung – sie geben heute
den Ton an und pochen nach meh-
reren Wahlerfolgen auf Zugeständ-
nisse. Sie wollen einen Autonomie-
status und warnen vor einer „politi-
schen Krise“, falls Paris sich der Dis-
kussion verweigert. Kann Macron
die Weichen für eine Lösung der
„korsischen Frage“ stellen?
Die korsischen Nationalisten mit
ihrer absoluten Mehrheit im Regio-
nalparlament sehen eine histori-
sche Chance. Sie wollen beispiels-
weise, dass Korsisch als offizielle

Sprache neben dem Französischen
anerkannt wird. Dem hat die Regie-
rung bereits eine Absage erteilt.
Zwar erscheint Macron grundsätz-
lich geneigt, Regionen mehr Ent-
scheidungsspielraum zu geben.
Aber ob Paris mitspielt, eine Son-
derrolle Korsikas in der Verfassung
zu verankern, ist fraglich.

Forderungen unterstützt
Seit seiner Wahl hatte Macron zum
Thema Korsika geschwiegen. Eine
Demonstration der Nationalisten
am Wochenende brachte mehrere
Tausend Menschen auf die Straße.
Pikant für den Präsidenten ist, dass
am Freitag auch sechs Regionalpo-
litiker seiner Partei eine Resolution
mit den Kernforderungen der Na-
tionalisten unterstützten.

Emmanuel Macron gibt Gilles Simeoni, Vorsitzender des korsischen Exe-
kutivrat (links), bei einer Gedenkfeier die Hand. Foto: dpa


